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In der Krise stark
Breite Unterstützungskampagne 
des BSBD Rheinland-Pfalz

BSBD-Landeschef Winfried Conrad.  
� Foto: Windmueller dbb

Einige Tage nach dem Wirksamwer-
den erster allgemeiner Beschränkun-
gen sind auch im rheinland-pfälzi-
schen Strafvollzug erste Bedienstete 
erkrankt und in häusliche Quaran-
täne geschickt worden. Kein Wun-
der, kann doch im Dienst der enge 
Mitmenschenkontakt in den Justiz-
vollzugsanstalten nicht ausbleiben, 
insbesondere im allgemeinen Voll-
zugsdienst, aber auch in den anderen 
Dienstbereichen. 

Die Gewerkschaft Strafvollzug BSBD-
Rheinland-Pfalz schwor die Bediens­
teten umgehend darauf ein, der au­
ßergewöhnlichen Krise gemeinsam die 
Stirn zu bieten. Landeschef Winfried 
Conrad: „Mit großer Kollegialität und 
Engagement werden wir auch diese be­
sonderen Anforderungen meistern.“

Mit der Aussage, dass Gewerkschaft 
und Personalräte die sonst virulenten 
Probleme Drogen, Gewalt und unzu­
reichende Personalsituation zunächst 
zugunsten der Viruseindämmung und 
der gleichzeitigen Dienstbetriebsauf­
rechterhaltung hintanstellten, verband 
der BSBD umgehend Forderungen an 
das Ministerium der Justiz, die Behör­
denleitungen und die Vorgesetzten: 
Zwingend zu ergreifende Maßnahmen 
zur Virusbekämpfung müssten standar­
disiert in allen Vollzugseinrichtungen 

umgesetzt werden. Personalräte sollten 
eng eingebunden werden bei den erfor­
derlichen Entscheidungen.

Aktion „Danke sagen“
Beeindruckt vom geschlossenen Zu­
sammenhalt des Personals in der Krise 
startete die Gewerkschaft Strafvollzug 
sodann landesweit die Aktion „Danke 
sagen“ als Anerkennung für die auch 
in krisenbedingt weiter erschwerte all­
tägliche Arbeit im Justizvollzug. Die 
Aktion startete in Trier, wo der BSBD-
Ortsverband jedem Bediensteten der 

JVA einen Gutschein des Landesver­
bandes überreichte für eine kleine 
Verköstigung bei einer ortsansässigen 
Bäckerei. Es folgte eine entsprechende 
Gutscheinverteilung in Diez. In Wittlich 
verteilte die Gewerkschaft Backwerk 
an die Bediensteten. In Zweibrücken 
gab es (Fleisch-) Käsebrötchen. In der 
Jugendstrafanstalt Schifferstadt gab es 
Schokoladenosterhasen als kleine Stim­
mungsaufheller und weitere Teilakti­
onen dieser Art sind geplant.

Politik springt nicht mit auf
Kritisch bewertet die Gewerkschaft 
Strafvollzug – BSBD Rheinland-Pfalz, 
dass insbesondere aus dem Justizminis­
terium und von der Landespolitik in der 
Corona-Krise keine Aufmunterung oder 
erhöhte Wertschätzungssignale für die 
rheinland-pfälzischen Strafvollzugsbe­
diensteten als „Krisenhelden“ laut wer­
den, wie das in anderen Bundesländern 
der Fall war und ist.

Neuer Alltag in der JVA
Seit der vorletzten Märzwoche finden 
in den Justizvollzugseinrichtungen des 
Landes Besuche grundsätzlich nicht 
mehr statt, da das Infektionsrisiko zu 
hoch und die Sicherheit und Ordnung 
durch jeden einzelnen Besuch gefähr­
det ist. Notwendige, unaufschiebbare 
Besuche aus besonderen Gründen –
etwa von Verteidigern – sind nach wie 
vor möglich, allerdings unter verschärf­
ten und zu überwachenden Infektions­
schutzmaßnahmen. Gottesdienste und 
Freizeitmaßnahmen in Gemeinschaft 

JVA Trier: Ortsverbandsvorsitzender Stefan Ter-
nes bei der Übernahme der Gutscheine für eine 
„kleine Leckerei“. � Foto: BSBD OV Trier

In Diez wurden vom OV-Vorstand  
Gutscheine verteilt.

In Wittlich wurden leckere Teilchen an  
die Bediensteten verteilt. 
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finden noch statt, wenn die Infektions­
gefahr aufgrund der örtlichen Gege­
benheiten gering einzuschätzen ist und 
die personellen Möglichkeiten es zulas­
sen. Der Aufenthalt der Gefangenen im 
Freien für mindestens eine Stunde wird 
weiter ermöglicht.

Der BSBD-Bundesverband hat zu 
Krisenbeginn sehr deutlich darauf hin­
gewiesen, dass Strafvollzugsbedienste­
te direkten, engen Kontakt mit vielen 
Menschen haben, etwa in der Aufnah­
me und Zuführung von Gefangenen aus 
dem In- und Ausland. Häufig sei der 
hygienische und medizinische Zustand 
neuer Inhaftierter eine Herausforde­
rung, schon ohne Corona-Virus.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der JVA Rohrbach reihten sich unter 
dem Motto „Wir bleiben für euch im 
Dienst! – Bleibt ihr für uns zu Hau-
se!“ mit Foto in die Social Media-Ver­
lautbarungen des öffentlichen Dienstes 
ein – hier auch an Besucherinnen und 
Besucher der Justizvollzugsanstalten 
gerichtet.

Strafvollzugsbedienstete können 
eben in der Regel nicht im Homeof-
fice arbeiten. Auch das Abstandsgebot 
von 1 bis 2 Metern ist im Vollzug im Um­

gang mit Gefangenen nicht realisierbar. 
Infizierte Insassen werden in den An­
stalten unter Quarantäne genommen 
und von den Bediensteten betreut und 
versorgt. 

Schutzausrüstungen, Desinfektions- 
und Reinigungsmittel sind dabei ele­
mentar wichtig, um nicht selbst infi­
ziert zu werden.

BSBD-Bundeschef René Müller stellt 
vor diesem Hintergrund fest: „Dabei ist 
es momentan nicht unsere Hauptaufga­
be, den Finger in die Wunde zu legen. 
Wir fordern als BSBD nicht nur pau­
schal auf die Sorgen und Nöte unserer 
Kolleginnen und Kollegen einzugehen 
und diese zu lösen, sondern wir ge­
hen die Probleme aktiv an.“ Es sei nun 
höchste Zeit, die Probleme gemeinsam 
anzupacken und Alternativen zur Lö­
sung zu finden und umzusetzen. Dabei 
gelte es, zeitnah variabel und effektiv 
zu sein. René Müller: „Gegebenenfalls 
müssen wir auch Dogmen verlassen, 
um unsere Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter zu schützen.“

Die Gewerkschaft Strafvollzug setzt 
sich für die radikal von der Corona-Kri­
se betroffenen Strafvollzugsbedienste­
ten in diesem Sinne kollegial ein. � ■

Personalrats-
wahlen voraus-
sichtlich im  
März 2021
BSBD Arbeitsgruppe PR-Wahlen 
2021 traf sich

Trotz Corona-Krise unter Einhal-
tung der hohen hygienischen An-
forderungen traf sich die BSBD 
Arbeitsgruppe „PR-Wahlen 2021“ 
zu zweiten Mal in Kaiserslautern.

Voraussichtlich im März nächsten 
Jahres werden die örtlichen Per­
sonalräte und die Mitglieder des 
Hauptpersonalrates für den Bereich 
Justizvollzug gewählt. Bisher ka­
men von den neun Mitgliedern im 
Hauptpersonalrat sieben aus den 
Reihen des BSBD. 

Mindestens ein gleich gutes Ergeb­
nis – auf allen Ebenen – strebt der 
rheinland-pfälzische Verband auch 
für die Wahlen im nächsten Jahr an.

Für den Bereich der Beamtinnen 
und Beamten im Hauptpersonalrat 
müssen bis zu 18 Kandidatinnen 
oder Kandidaten benannt werden.

Für den Tarifbereich einen Kandi­
daten oder eine Kandidatin.

Schon jetzt ist absehbar, dass eini­
ge der derzeitigen festen Mitglieder 
im HPR und auch der ein oder ande­
re „Nachrücker“ nicht mehr bei den 
PR-Wahl antreten werden. � ■
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In Zweibrücken gab es (Fleisch-) Käsebrötchen. � Foto: BSBD-OV Zweibrücken

In der Jugendstrafanstalt Schifferstadt gab es Schokoladenosterhasen.
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NEWS – NEWS – NEWS

Seminar in  
St. Goar geplant
AG „Junge Bedienstete“ setzt sich 
für die Belange junger Kolleginnen 
und Kollegen ein

Nun möchten auch wir die Gelegen-
heit nutzen, um uns und unsere Ar-
beit im Vollzugsdienst vorzustellen. 
Wir, die Arbeitsgemeinschaft „Junge 
Bedienstete“ des BSBD Landesver-
bandes Rheinland-Pfalz, setzen uns 
für die Belange und Wünsche von 
neuen, jungen Kolleginnen und Kol-
legen in den Vollzugsanstalten in un-
serem Land ein. 

Unser Team besteht derzeit aus acht 
Kolleginnen und Kollegen aus den An­
stalten Koblenz, Trier, Rohrbach, JSA 
Schifferstadt und JVA Wittlich.

In unseren Treffen, die in der Regel 
alle drei Monate stattfinden, beraten, 
erarbeiten und diskutieren wir über ak­
tuelle Themen. 

So haben wir beispielsweise einen 
„Leitfaden“ für neue Beschäftigte und 
Anwärter im Justizvollzug auf den 
Weg gebracht, in dem unter anderem 
die Themen Drogen und gefährliche 
Gegenstände, allgemeine Abläufe, Bei­
hilfe, Dienstunfall und vieles mehr be­
leuchtet werden. 

Auch freuen wir uns darüber euch 
mitteilen zu können, dass wir in Zusam­
menarbeit mit dem WALHALLA-Verlag 
ein Gesetzbuch zusammengestellt ha­
ben, welches Beschäftigten und An­
wärtern, die bereits Mitglied in unserer 
Gewerkschaft sind, zu Beginn der Aus­
bildung kostenlos zur Verfügung ge­
stellt wird. Natürlich kann dieses Buch 
auch unabhängig davon zu einem Preis 
von 25,00 € käuflich erworben werden. 
Das Buch erscheint im Juli 2020.

Ein weiteres Thema, welches uns als 
junge Arbeitsgemeinschaft sehr am 
Herzen liegt und bereits im letzten Jahr 
großen Zuspruch erlangte, ist unser Se­
minar für junge Bedienstete. 

Dieses Seminar soll auch in diesem 
Jahr vom 4. bis 6. November 2020 in St. 
Goar stattfinden. Themen werden un­
ter anderem Drogen im Vollzug, Islam­
wissenschaften, allgemeines Coaching 
und Entspannungstechniken sein. Eine 
gesonderte Ausschreibung wird in der 
nächsten Zeit an die Anstalten versen­
det.

Trotz der aktuellen Lage haben wir 
uns für ein Treffen unserer AG stark ge­
macht, welches am 4. Mai 2020 in der 
JVA Wittlich stattfand. Bei diesem Tref­
fen standen unter anderem folgende 
Punkte zur Diskussion:
• �Anrechnung von Zeiten auf die  

Erfahrungsstufen
• �Auszahlung von Überstunden ohne 

Zeitbeschränkung

• Allgemeine politische Themen 
• �Aktuelle (Corona-) Lage
Solltet ihr Wünsche, Anregungen, Ver­
besserungsvorschläge oder Fragen ha­
ben, könnt ihr euch gerne mit uns in 
Verbindung setzen. 

Ihr erreicht uns bei  
Facebook (bsbd junge bedienste-
terlp), Instagram (BSBD_junge_ 
bediensteterlp)  
und auch per E-Mail bsbdjunge 
bediensteterlp@gmail.com.

Wir bedanken uns bereits jetzt schon 
beim Landesverband für die gute Zu­
sammenarbeit und die fachliche und 
finanzielle Unterstützung.

Außerdem wünschen wir euch, eu­
ren Familien und Freunden alles Gute, 
bleibt gesund ! � ■

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe nach ihrem Treffen in der JVA Wittlich. � Foto: Lena Follmann
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Anregung der Gewerkschaft Justizvollzug RLP  
zur gemeinsamen Bewältigung der Corona-Krise

Brief des Landesvorstandes an Justizminister Herbert Mertin

Sehr geehrter Herr Minister,

wir alle erleben derzeit eine der größten, wenn nicht sogar die größte Krise für die Bundesrepublik Deutschland seit 
ihrer Gründung.

Auch das Land Rheinland-Pfalz und der Justizvollzug sind durch die Pandemie und ihre Folgen betroffen.
Danke sagen möchten wir als Gewerkschaft der Politik auf Bundes- und Landesebene für notwendige und angemes­
sene Maßnahmen, die schnell und zielsicher ergriffen wurden. Auch Ihnen, Herr Minister, gilt da unser Dank.

Wir als Gewerkschaft der Justizvollzugsbediensteten vertreten die Interessen unserer Kolleginnen und Kollegen, die 
in der jetzigen schwierigen Situation den Dienstbetrieb aufrecht halten.

Schon sehr früh – am 28.02.2020 – hat sich auch der Hauptpersonalrat an Ihr Haus gewandt mit der Nachfrage nach 
geplanten Maßnahmen des Gesundheitsschutzes im Justizvollzug. Die Antwort fiel leider sehr ernüchternd aus.  
Eine Notwendigkeit für landesweite Regelungen zum Gesundheitsschutz wurden nicht gesehen. Kein sehr weiser 
Blick in die Zukunft.

Der Personalvertretung wurde anheimgestellt, konkrete Maßnahmen in Form eines Initiativantrages zu stellen. 
Mit Schreiben vom 06.03.2020 wurden vom Hauptpersonalrat Praxisvorschläge zur Bewältigung der Corona-Krise 
schriftlich dem Ministerium übersandt. Das Schreiben des Hauptpersonalrats war vielleicht irrtümlicherweise über­
schrieben mit „Initiativantrag und Praxisvorschläge“; die Vorschläge erfolgen jedoch eher unter der Rubrik „vertrau­
ensvolle Zusammenarbeit“. 

Statt sich konkret mit den Vorschlägen zu beschäftigen und die Umsetzung zu prüfen, wurde dem Hauptpersonalrat 
die Rechtslage und „am Rande“ auch kritisch die Sehweise der Politik zu Kontaktverboten und Ausgangssperren  
erklärt.

Anzumerken ist jedoch, dass eine Vielzahl der vom Hauptpersonalrat vorgeschlagenen Maßnahmen zwischenzeitlich 
umgesetzt wurden.

Ein vertrauensvolles Miteinander zum Ziel der Bewältigung der angespannten Lage – auch unter Akzeptanz aller  
abweichender Auffassungen und Meinungen – sieht anders aus!  Den Schriftverkehr in dieser Angelegenheit hat Ih­
nen der Hauptpersonalrat zugeleitet.

Zwei nicht in Betracht gezogenen Forderungen des Hauptpersonalrates möchten wir uns als Gewerkschaft vollum-
fänglich anschließen und bitten Sie hier um Ihre Entscheidung. 

•� �Regelungen zur Bewältigung der Corona Krise im rheinland-pfälzischen Justizvollzug sollen zukünftig  
landeseinheitlich durchgeführt werden.   
Standardisierte Vorgaben erleichtern in den einzelnen Vollzugseinrichtungen die Arbeit und finden bei den  
Bediensteten und auch bei den Gefangenen eine höhere Akzeptanz. Für eine einheitliche Regelung spricht, dass 
trotz Ihrer Aussage am 17.03.2020 gegenüber der Presse, dass keine Besuche im Vollzug mehr zugelassen werden, 
Gefangenenbesuche in der JVA Diez noch bis zum 20.03.2020 durchgeführt wurden. Auch die zunächst von  
Ihrem Hause favorisierte Arbeit im Wechselbetrieb (sog. Kohortenbildung) wurde kurze Zeit später von der  
Abteilungsleitung in Ihrem Hause als eher nachteilig gesehen. Dies führte dazu, dass geplante Regelungen wie in der 
JVA Rohrbach zum Unverständnis der Belegschaft und dem Personalrat rückgängig gemacht wurden.

• �Einrichtung einer kompetenten Steuerungsgruppe auf der Ebene des Ministeriums unter Leitung einer in der 
politischen Verantwortung stehenden Person der Hausspitze.   
In einer Krise mit vielleicht noch nicht absehbaren Entwicklungen und Risiken muss eine verantwortliche Gruppe 
unter kompetenter Leitung „das Schiff durch den Sturm“ steuern. Förderlich wäre, bei der Besetzung der  
Steuerungsgruppe neben Fachleuten aus dem Vollzug (Ministerium und Anstalten) auch Fachleute aus dem  
Bereich der Medizin und Psychologie zu beteiligen. Aber auch vollzugsfremde Personen mit Erfahrungen aus dem 
Bereich der Krisenbewältigung sollten die Gruppe komplettieren. Nehmen wir die Politik als Beispiel, die sich in der 
derzeitigen Krise von vielen Fachleuten kompetent beraten lässt.

Über eine Antwort auf unsere Schreiben freuen wir uns und werden anschließend unsere Mitglieder über Ihre Ent­
scheidungen informieren.

Mit freundlichen Grüßen und bleiben Sie gesund.

Im Auftrag des gesamten Landesvorstandes

gez.
Winfried Conrad

BSBD-Landesvorsitzender
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Antwortschreiben von Justizminister Herbert Mertin
Anregung der Gewerkschaft Justizvollzug RLP zur gemeinsamen Bewältigung der Corona-Krise

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
vielen Dank für Ihr vorbezeichnetes Schreiben und Ihren 
Dank für die bisher in der Corona-Krise ergriffenen Maß­
nahmen, die Sie als schnell und zielsicher bezeichnen.
Sie nehmen Bezug auf Ihre Schreiben vom 28.02.2020 und 
06.03.2020. Als das letztgenannte Schriftstück mit Ihren 
Praxisvorschlägen in der Fachabteilung eingegangen ist, 
waren die Ihnen bekannten Pandemie-Empfehlungen be­
reits in Arbeit. 
Ihre Vorschläge sind in die Überlegungen einbezogen 
und den Anstaltsleiterinnen und Anstaltsleitern noch vor 
der anschließenden Besprechung der Empfehlungen am 
12.03.2020 im Jour Fixe im Ministerium der Justiz zur 
Kenntnisnahme zugeleitet worden. 
Im Rahmen dieser Diskussion hat sich die Führungsebene 
der Justizvollzugsbehörden eindeutig und nachdrücklich 
für eine Fassung der Pandemie-Empfehlungen eingesetzt, 
die Spielraum für angemessene Entscheidungen vor Ort 
einräumt. 
Der Abteilungsleiter Strafvollzug hat diesen Wünschen 
natürlich entsprochen. Wie Sie wissen, ist es die Linie des 
Hauses, mit den Behördenleiterinnen und Behördenleitern 
eng zusammenzuarbeiten und nur dort einzugreifen, wo 
es zwingend erforderlich ist, z. B. wenn die Rechtslage es 
verlangt. 
Nur diese Vorgehensweise gewährleistet engagierte, ent­
scheidungsfreudige und verantwortungsbereite Führungs­
kräfte in den Justizvollzugseinrichtungen und trägt der 
ausdrücklichen Regelung in § 106 LJVollzG Rechnung, 
nach der die Verantwortung für den gesamten Vollzug bei 
der jeweiligen Anstaltsleitung liegt.  
Ihr Vorschlag, eine Steuerungsgruppe einzurichten, hat im 
Kreise der Anstaltsleiterinnen und Anstaltsleiter keine Un­
terstützung gefunden. 
Ein solches Gremium gegen den Willen der gesamten Füh­
rungsebene des Justizvollzugs Rheinland-Pfalz einzurich­
ten, erscheint mir nicht sinnvoll zu sein.
Soweit Sie landeseinheitliche Regelungen verlangen, hat 
Ihnen der Abteilungsleiter Strafvollzug die Rechtslage be­
reits dargelegt. Das Prinzip der Verhältnismäßigkeit ver­
langt bei allen Grundrechtseingriffen eine auf die jeweilige 
Situation bezogene Prüfung; pauschale Erwägungen genü­
gen nicht. 
Die von Ihnen angesprochenen Besuchseinschränkungen 
sind da ein gutes Beispiel. Die Anstaltsleiterinnen und An­
staltsleiter haben gerade in diesem Punkt eine „weichere“ 
Regelung erbeten als ursprünglich vorgesehen. Der Grund 
hierfür ist der Umstand, dass die Besuchsräume in den Jus­
tizvollzugseinrichtungen sehr unterschiedlich sind. 
Abstandregelungen, Masken- und Desinfektionspflicht 
und Plastikschutzscheiben waren in einigen Anstalten als 
ausreichender Infektionsschutz möglich, in anderen von 
vorneherein ausgeschlossen. 
Sie können im Übrigen auf der Website des Ministeriums 
der Justiz nachlesen, dass ich am 17.03.2020 keineswegs 
einen vollständigen Besuchsstopp bekannt gegeben habe, 
sondern nur ein grundsätzliches Besuchsverbot. Das ist 
nicht in allen Medien korrekt dargestellt worden. Ich halte 
einen gewissen Spielraum, die Möglichkeit mit Fingerspit­
zengefühl vorzugehen auch unter dem Aspekt der Sicher­
heit für vorzugswürdig. 

Wie Sie wissen, hat gerade das vollständige Verbot von 
Besuchen in einigen ausländischen Justizvollzugseinrich­
tungen für Unruhen und verletzte Bedienstete gesorgt.
Auch die Frage der Kohortenbildung lässt sich nicht ein­
heitlich entscheiden, sondern ist sowohl von den räum­
lichen als auch personellen Verhältnissen und dem Aufga­
benbereich der jeweiligen Organisationseinheit abhängig. 
Zunächst einmal bedeutet diese Lösung, dass ausgerechnet 
in einer Krisensituation nur noch die Hälfte des Personals 
zur Verfügung steht. 
Das kann vertretbar sein, etwa wenn der Arbeitsanfall kri­
senbedingt zurückgeht oder die zu erledigenden Aufgaben 
nicht zeitkritisch sind. Solche Bereiche mag es im Justiz­
vollzug geben, wenn auch nur vereinzelt. Hinzu kommt, 
dass der angestrebte Vorteil einer sicher infektionsfreien 
Zweitbesetzung eigentlich eine strenge häusliche Quaran­
täne voraussetzt. 
Nach den aktuellen Zahlen ist die Gefahr, sich in einer Jus­
tizvollzugseinrichtung mit Corona zu infizieren, deutlich 
geringer als außerhalb. Da die Inkubationszeit inzwischen 
sicher abgelaufen ist, steht fest, dass der Gefangenenbe­
stand zu Beginn der Corona-Krise virenfrei war. 
Ein Risiko sind die Neuzugänge, die zunächst isoliert wer­
den. Wer in einem Einzelbüro arbeitet, alle Abstands- und 
Hygieneregeln beachtet, ist am Arbeitsplatz im Justizvoll­
zug jedenfalls nicht weniger sicher als beim Einkaufen oder 
Spaziergang unter Fremden. 
Die Abwägung, ob im Wechselbetrieb gearbeitet werden 
soll oder nicht, muss daher sorgfältig und nach den jewei­
ligen Gegebenheiten vor Ort entschieden werden. Auf diese 
Aspekte hat der Abteilungsleiter Strafvollzug in dem von 
Ihnen erwähnten Schreiben hingewiesen und um intensive 
Prüfung gebeten.   
Sie haben angekündigt, Ihre Mitglieder über meine Ant­
wort zu informieren. Das freut mich, denn ich möchte diese 
Gelegenheit gerne nutzen, mich bei den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Justizvollzugs Rheinland-Pfalz für 
ihre gute und engagierte Arbeit in schwierigen Zeiten 
ausdrücklich zu bedanken. Bitte kündigen Sie Ihren Mit­
gliedern auch jetzt bereits schon an, dass die Abläufe und 
Entscheidungen im Rahmen der Bewältigung der Corona-
Krise zu gegebener Zeit umfassend auf den Prüfstand ge­
stellt werden.
Aktuell verändert sich die Lage ständig und es geht da­
rum, den Justizvollzug gesund und am Laufen zu halten. 
Es zeichnet sich allerdings schon jetzt ab, dass wir auch für 
die Zukunft Schlüsse aus den jetzigen Erfahrungen ziehen 
werden, insbesondere bei der Ausstattung mit Schutz- und 
Hygieneartikeln. 
Nach dem Ende der Pandemie und dem Abschluss der 
Maßnahmen, die für die Rückkehr zum Normalbetrieb 
erforderlich sein werden, werden wir die Erfahrungen in 
einem strukturierten Prozess umfassend nachbearbeiten, 
um für den – hoffentlich unwahrscheinlichen – Fall einer 
neuen Pandemie besser vorbereitet zu sein.
Ich würde mich freuen, wenn Sie, die Gewerkschaften und 
Personalvertretungen uns bei dieser Arbeit unterstützen 
könnten.

Bleiben Sie gesund !
Mit freundlichen Grüßen 
gez. Herbert Mertin �
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